
Stadt Oberhausen Drucksache B/17/5480 
Wahlperiode 2020/2025 Status öffentlich 
 Freigabedatum 21.06.2024 

Vorlageart: Beschlussvorlage 
Federführung:   Schule 
Verantwortung:  Frau Barzel, Herr Schmidt, Herr Tsalastras, Herr Schranz  

Verlängerung des DeutschlandTickets für das Schuljahr 2024/2025 

Beratungsfolge 
01.07.2024 Rat der Stadt Beschlussfassung 
05.09.2024 Schulausschuss Kenntnisnahme 
 

Beschlussvorschlag 
1. Der Rat der Stadt Oberhausen verzichtet hinsichtlich der Drucksache gem. § 1 

Absatz 7 der Zuständigkeitsordnung für die Ausschüsse des Rates und für den 
Oberbürgermeister der Stadt Oberhausen auf die Vorberatung durch die Ausschüsse. 
 

2. Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt, das DeutschlandTicket für das Schuljahr 
2024/2025 zu verlängern. 
 

3. Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt, dass die Befreiung des Eigenanteils gem. 
§ 97 Abs. 3 SchulG NRW – Schülerfahrkosten nur für die im Schulgesetz erwähnten 
Schülerinnen und Schüler, für die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) geleistet wird, besteht. 

 

1 von 8 in Zusammenstellung



 Seite 2 von 4  Drucksache B/17/5480  

 

Bezug 
Drucksache Nr. B/17/3703-01; Änderungsantrag A/14/1715-01 zur Drucksache B/14/1681-01
 
Konsequenzen 
Drucksache hat finanzielle Konsequenzen (siehe Sachverhalt) 
Drucksache hat klimatische Konsequenzen (siehe Anlage "Klimacheck")
 
Sachverhalt 

1 Deutschlandticket 
2  
3 Im Jahr 2023 wurde mit dem Ratsbeschluss B/17/3703-01 entschieden, dass die Stadt 
4 Oberhausen das DeutschlandTicket für das Schuljahr 2023/2024 anstelle des SchokoTickets 
5 einführt. Eine entsprechende Ergänzungsvereinbarung zum originären Grundvertrag über die 
6 Einführung und Umsetzung eines Schülertickets vom 14.08.2012 wurde nach obigem 
7 Ratsbeschluss gezeichnet. 
8  
9 Das DeutschlandTicket ist ein personenbezogenes Ticket für Schüler:innen, die unter § 97 

10 SchulG NRW in Verbindung mit der Schülerfahrkostenverordnung (SchfkVO) fallen und gilt 
11 nur in Verbindung mit einem Vertrag zwischen dem Schulträger und einem 
12 Verkehrsunternehmen (Stoag). Der SchokoTicket-Vertrag gilt hierbei als Basisvertrag für das 
13 DeutschlandTicket.  
14  
15 Das Landesmodell DeutschlandTicket Schule ist ein Übergangsmodell und war per Erlass 
16 auf das Schuljahr 2023/2024 begrenzt. Für den Zeitraum ab dem Schuljahr 2025/2026 wird 
17 auf NRW-Ebene zurzeit ein langfristig angelegtes Schülerticket-Modell erarbeitet. Für das 
18 kommende Schuljahr 2024/2025 ist am 19.04.24 ein neuer Runderlass des Ministeriums für 
19 Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung, des Ministeriums für Schule und Bildung und 
20 des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr veröffentlicht worden. Der neue 
21 Runderlass enthält einige Präzisierungen und lässt eine Kostensteigerung offen. Es wird kein 
22 konkreter Preis mehr genannt, sondern auf den aktuellen Preis des DeutschlandTickets 
23 abgestellt. Die beigefügte Ergänzungsvereinbarung ist der Schulverwaltung nun im 
24 Nachgang zugetragen worden und muss bis zur vom VRR vorgegebenen, bereits 
25 verlängerten Frist (01.07.2024) unterschrieben werden, damit das DeutschlandTicket 
26 fortgeführt werden kann.  
27  
28 Die Finanzierung über das entsprechende Verkehrsunternehmen für das DeutschlandTicket 
29 setzt sich zusammen aus: 
30  
31 • Eigenanteil der Anspruchsberechtigten  
32 • Selbstzahleranteil 
33 • Schulträgerleistungen 
34 • Ausgleich durch das Land NRW 
35  
36 Schulträgerleistung 
37  
38 Die Stadt Oberhausen zahlt als Schulträgerleistung aktuell einen Betrag von mindestens 588 
39 EUR (49 EUR x 12 Monate) für alle Schüler:innen mit einem berechtigten Anspruch gem. § 5 
40 Abs. 2 der SchfkVO. Die Kosten bleiben zurzeit weiterhin im neuen Schuljahr 2024/2025 
41 gleich. Eine Preissteigerung ist gem. neuem Runderlass im Laufe des Schuljahres möglich, 
42 jedoch sind bisher dazu keinerlei Informationen bekannt gegeben worden. 
43  
44 Nach aktuellem Stand sind 5.144 von insgesamt 24.843 Schüler:innen anspruchsberechtigt, 
45 sodass monatliche Kosten für das DeutschlandTicket in Höhe von 252.056 EUR anfallen. 
46 Auf das Jahr 2024 gerechnet, entstehen voraussichtliche Kosten in Höhe von 3.024.672 
47 EUR.  
48 Mit der aktuell prognostizierten Anzahl von Schüler:innen für das kommende Schuljahr 
49 2024/2025 in Höhe von 25.628 Schüler:innen muss im Verhältnis mit insgesamt 5.307 
50 anspruchsberechtigten Schüler:innen für das erste Schulhalbjahr 2024/2025 kalkuliert 
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51 werden.  
52  
53 Von der Verlängerung des DeutschlandTickets profitieren auch die aktuell insgesamt 7.261 
54 Selbstzahler in Oberhausen, welche nicht aufgrund der SchfkVO anspruchsberechtigt sind. 
55 Selbstzahlern wird zurzeit ein Rabatt von 20 EUR gewährt, der aus einem Fonds sowie 
56 einem Ausgleich vom Land finanziert wird. Die Partizipation der Schüler:innen an dem 
57 Rabatt kann nur gewährleistet werden, wenn die zuständige Kommune am Projekt 
58 DeutschlandTicket teilnimmt.  
59  
60 Eigenanteil der Anspruchsberechtigten 
61  
62 Im § 97 Abs. 3 Schulgesetz NRW – SchulG ist darüber hinaus gesetzlich verankert, dass der 
63 Eigenanteil für Schüler:innen entfällt, für die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
64 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) geleistet wird. Darüber hinaus heißt es, dass 
65 über weitere Entlastungen vom Eigenanteil der Schulträger in eigener Verantwortung 
66 entscheidet.  
67  
68 Im Jahr 2006 wurde mit dem Änderungsantrag A/14/1715-01 zur Drucksache B/14/1681-01 
69 beschlossen, dass die Stadt Oberhausen schulpflichtige Kinder aus Familien, die 
70 Arbeitslosengeld (ALG) II beziehen, vom Eigenanteil bei den Fahrkosten zur Schule befreit. 
71  
72 Seit dem 1. Januar 2023 ist das Bürgergeld-Gesetz in Kraft und die im SGB II geregelte 
73 Grundsicherung für Arbeitsuchende (Arbeitslosengeld II – umgangssprachlich Hartz IV – und 
74 Sozialgeld) wurde in „Bürgergeld“ umbenannt. Der Regelsatz des Bürgergelds setzt sich aus 
75 Bedarfen für verschiedene Lebensbereiche zusammen. Einen Anteil am Regelbedarf stellt 
76 auch die Komponente „Verkehr“ mit 8,97 % dar. Bei leistungsberechtigten Personen wird 
77 davon ausgegangen, dass der Mobilitätsbedarf durch die Nutzung von bspw. des 
78 öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) gedeckt wird. Der Anteil am Regelbedarf bei 
79 einer alleinstehenden Person liegt demnach bei 50,49 €. Beim Regelsatz i. H. v. 390 € der 
80 Kinder zwischen 6 – 13 Jahren liegt die enthaltene ÖPNV-Pauschale bei 34,98 €. Für Kinder 
81 zwischen 14 – 17 Jahren und einem Regelsatz von 471 € ist eine ÖPNV-Pauschale von 
82 42,25 € enthalten.  
83  
84 Das oben dargelegte Konzept des DeutschlandTickets sieht vor, dass jede Kommune pro 
85 anspruchsberechtigter/m Schüler:in aktuell 588 EUR (49 EUR x 12 Monate) pro Jahr an das 
86 zuständige Verkehrsunternehmen zahlt. Dazu kommen die entsprechenden Eigenanteile der 
87 anspruchsberechtigten Schüler:innen. Der Eigenanteil ist in Höhe von 14 EUR direkt an das 
88 Verkehrsunternehmen zu entrichten, wobei für Geschwisterkinder ein Betrag von 7 EUR 
89 anfällt. 
90  
91 Durch die bisherige Regelung sind in der Stadt Oberhausen aktuell 1.919 Schüler:innen vom 
92 Eigenanteil befreit und zahlen für das DeutschlandTicket 0 EUR. Einen Anspruch nach den 
93 o.g. Regelungen des Schulgesetzes bzw. SGB XII haben davon nur vier Personen. 
94 Demnach werden 1.915 Schüler:innen eigenverantwortlich seitens der Stadt Oberhausen 
95 vom Eigenanteil befreit. 
96  
97 Die Schulträgerleistungen der am DeutschlandTicket teilnehmenden Kommunen fließen in 
98 einen gemeinsamen Fonds. Aus diesem Fonds werden die DeutschlandTickets sowie die 
99 Rabattierungen für die selbstzahlenden Schüler:innen ohne Anspruch finanziert. Das Land 

100 NRW trägt 50 % der Ausgleichszahlungen und gem. Erlass stockt das Bundesministeriums 
101 für Umwelt, Natur und Verkehr (MUNV) zusätzlich fehlende Finanzmittel auf, falls der Fonds 
102 nicht ausreichen sollte.  
103  
104 Der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) hat im Zuge des DeutschlandTickets die 0-EUR-
105 Regelungen der teilnehmenden Kommunen geprüft und eine zu hohe Anzahl der 0-EUR-
106 Tickets für Oberhausen festgestellt. Dies bedeutet, dass die Stadt Oberhausen in dem 
107 Konzept des DeutschlandTickets zu wenig in den allgemeinen Fonds eingezahlt hat und 
108 somit das Land NRW die fehlenden Mittel aus Oberhausen aufstocken musste. Dieser 
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109 Umstand wurde angemahnt und ist bis zum neuen Schuljahr 2024/2025 zu korrigieren. 
110  
111 Bei einer aktuellen Anzahl von insgesamt 1.915 Schüler:innen, die durch die Stadt 
112 Oberhausen eigenverantwortlich vom Eigenanteil befreit werden, ergeben sich 
113 Mehrbelastungen in Höhe von monatlich ca. 26.810 EUR bzw. jährlich ca. 321.720 EUR, 
114 sofern der Ratsbeschluss in der bisherigen Form weiterhin Bestand hat. Diese Mehrkosten 
115 sind im bisherigen Haushaltsansatz 2024 ff. nicht berücksichtigt.  
116  
117 Finanzmittel 
118  
119 Die prognostizierten Kosten für das DeutschlandTicket wurden in der 
120 Haushaltsmittelanmeldung für die Jahre 2024 ff. berücksichtigt und stehen demnach im 
121 Haushalt der Stadt Oberhausen beim Auftrag 330003010100 – Grundschulen, 
122 330003010300 – Realschulen, 330003010400 – Gymnasien, 330003010500 – 
123 Förderschulen, 330003010600 – Gesamtschulen, 330003010700 – Berufskollegs, Kostenart 
124 529200 – Schülerbeförderungskosten STOAG zur Verfügung. 
125  
126 Die prognostizierten Kosten der vier Schüler:innen, die originär laut den schulgesetzlichen 
127 Regelungen nach § 97 Abs. 3 SchulG bzw. SGB XII vom Eigenanteil befreit sind, können 
128 ebenfalls aus den bestehenden Haushaltsmitteln beim Auftrag 330003010100 – 
129 Grundschulen, 330003010300 – Realschulen, 330003010400 – Gymnasien, 330003010500 
130 – Förderschulen, 330003010600 – Gesamtschulen, 330003010700 – Berufskollegs, 
131 Kostenart 529200 – Schülerbeförderungskosten STOAG finanziert werden. 

 
Anlage/n 
1 - 24-DT-Schule-STOAG 

 
2 - Deutschlandticket Klimacheck 

 
 
[Dokumentende] 
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RRRRRRRRRRRRErgänzungsvereinbarung 

 
 
zwischen 
Stadt Oberhausen, Fachbereich 3-3-10  - nachstehend Schulträger genannt –  
Steinbrinkstraße 248 
46145 Oberhausen 
 
und der 
STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH  - nachstehend VU genannt –  
Max-Eyth-Straße 62 
46149 Oberhausen 
 
 
sowie der 
der Verkehrsverbund Rhein Ruhr AöR,  
Augustastraße 1 
45879 Gelsenkirchen 

- nachfolgend VRR genannt -  
 
 

Präambel 
 

Mit Datum vom 14.08.2012 haben die oben genannten Parteien einen Vertrag über die Ein-
führung und Umsetzung eines Schülerticktes geschlossen. Durch diesen Vertrag wurde 
Schüler*innen das sog. Schülerticket angeboten und gleichzeitig die Finanzierung und Ab-
wicklung des Ticket-Angebotes vereinbart. 
 
Zum 01.05.2023 wurde das Deutschlandticket eingeführt. Auch Schüler*innen sollen hiervon 
profitieren und bei Nutzung des ÖPNV für den Schulweg nach der Schülerfahrkostenverord-
nung Freifahrtberechtigte durch den Schulträger ein Deutschlandticket erhalten oder dies als 
Selbstzahlende zu einem vergünstigten Preis erwerben können.  

 
Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien in Ergänzung des Vertrages vom 14.08.2012 
Folgendes: 
 

 
§ 1 

 

(1) Der Schulträger nimmt an dem Modell Deutschlandticket für Schüler (je nach Schulform) 
teil, mit der Maßgabe, dass  

a) der Betrag gemäß § 2 des Vertrages vom 14.08.2012, sofern dieser im Durchschnitt 
aller Schulen des Schulträgers derzeit pro Jahr über dem 12-fachen Preis des Deutsch-
landTickets liegt, unverändert weiterhin gezahlt wird bzw.  
 
b) der Betrag gemäß § 2 des Vertrages vom 14.08.2012, sofern dieser jährlich unter 
unter dem 12-fachen Preis des DeutschlandTickets liegt, auf den 12-fachen Preis des 
DeutschlandTickets pro Jahr aus eigenen Mitteln des Schulträgers aufgestockt wird.  
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(2) Die Beträge gemäß Abs. 1 zahlt der Schulträger an das VU. Die Zahlungsflüsse gemäß 
der §§ 5 und 6 des Vertrages vom 14.08.2012 bleiben unberührt.  

 

(3) Das VU zahlt die den Betrag des 12-fachen DeutschlandTicketpreises pro Jahr überschrei-
tenden Schulträgerzahlungen sowie die Eigenanteile der anspruchsberechtigten Schüler in ei-
nen gemeinschaftlichen Fond auf Verbundebene (Zentrale Verrechnungskonto der VRR AöR 
bei der Commerzbank AG, IBAN DE17 3604 0039 0114 0805 00, BIC COBADEFF360) ein. 
Dieser Fond wird verwendet zur Reduzierung des Deutschlandtickets für selbstzahlende Schü-
ler von am Deutschlandticket Schule teilnehmenden Schulträgern (je nach Schulform). Rei-
chen die Beträge aus dem Fond nicht aus, erfolgt eine Finanzierung der verbleibenden Diffe-
renz auf Basis des Erlasses vom 19. April 2024.  

(4) Der Fond wird beim VRR geführt und treuhänderisch über das in Abs. 3 genannte Konto 
verwaltet. Nicht benötigte Beträge werden im Verhältnis der Einzahlungen an die einzahlenden 
VU erstattet. Der VRR wird als Verwalter des Fonds bestellt. Er darf namens und im Auftrag 
aller in den Fond einzahlenden VU Zahlungsansprüche geltend machen. Der VRR wird die 
ordnungsgemäße Verwendung der in den Fond eingezahlten Beträge vom jeweils bestellten 
Wirtschaftsprüfer des VRR testieren lassen. 

§ 2 

Im Übrigen gelten die Vorschriften des Erlasses vom 19. April 2024. 
 

§ 3 
 

(1) Diese Ergänzungsvereinbarung tritt mit Wirkung vom 01.08.2024 in Kraft. Die Wirk-
samkeit dieser Ergänzungsvereinbarung steht unter der auflösenden Bedingung des 
Fortbestehen des Deutschlandtickets sowie einer auskömmlichen Finanzierung des 
Deutschlandtickets Schule. 
 

(2) Alle sonstigen Vereinbarungen im Vertrag vom 14.08.2012 bleiben durch die vorste-
henden Ergänzungen unberührt und behalten uneingeschränkt ihre Wirkung. 

 
 
Gelsenkirchen,  den ………………………… 
 

Schulträger        VU 

______________________      ______________________ 

______________________      ______________________ 

 

 

VRR         

______________________       

______________________  
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Ja    Stufe 2

Nein   Bitte im Ratsinformationssystem begründen.

Positiv Neutral Negativ Erläuterungen 
zur Bewertung 

Mobilität 
Inwiefern setzt der Beschluss 
Anreize für eine 
klimafreundliche Mobilität? 
(ÖPNV; Fuß- und Radverkehr; 
alternative Antriebe; 
Carsharing etc.) 

Anpassung an 
den 
Klimawandel 

Inwiefern werden 
Anpassungsmaßnahmen an 
das Klima berücksichtigt (bzgl. 
Starkregen, Hitzebelastung, 
etc.) ? 

Klimarelevanz in der Beschlussvorlage? 

Falls keine Klimarelevanz besteht, ist die Prüfung abgeschlossen. Die Begründung erfolgt 
im dafür vorgesehenen Feld im Ratsinformationssystem. Bei fehlender Relevanz muss 
kein Klimacheck ausgefüllt und beigefügt werden.

Ist durch den Beschluss eine positive oder negative Auswirkung auf das Klima zu erwarten, folgen 
Stufe 2 und 3 des Prüfverfahrens.

Stufe 2: Prüfung der Klimaschutzkriterien 

Stufe 1: Voreinschätzung der Klimarelevanz 

• Änderung der Geschäftsordnung, Zuständigkeitsordnung und Hauptsatzung
• Bildung und Besetzung von Ausschüssen/Beiräten
• Entsendung von Gremienmitgliedern in Aufsichtsräte und vergleichbare Gremien sowie Delegierten
• Ehrungen
• Personalangelegenheiten
• Jahresabschlüsse der Stadt und ihrer Beteiligungsgesellschaften
• Gesellschaftsverträge der städtischen Beteiligungen
• Satzungen und Entgeltordnungen soweit Gebühren, Entgelte, Steuern und Beiträge angepasst werden
• Entscheidungen zur Haushaltsbewirtschaftung
• Vorhabenlisten Bürgerbeteiligung
• Straßenwidmungen

Prüfung der Klimaschutzrelevanz in Beschlussvorlagen – Klimacheck 

Beschlussvorlage:  

Zuständiger Bereich:

Sollte die Beschlussvorlage folgende Themen beinhalten, ist eine mehrstufige Prüfung nicht 
notwendig, sodass in Stufe 1 nein gewählt und eine Begründung im Allris eingetragen werden muss.

Verlängerung des DeutschlandTickets für das Schuljahr 2024/2025

3-3 Schule
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Stufe 3: Prüfung der Treibhausgas-Emissionen und Auswirkungen auf das Klima 

Treibhausgas(THG)-Ausstoß in CO2(-Äquivalente) 

Reduktion Erhöhung Nicht ermittelbar

Erläuterung: 

Ergebnis 

☐ Der Beschluss wirkt sich überwiegend positiv auf das Klima aus.

☐ Der Beschluss hat keine relevanten Auswirkungen auf das Klima.

☐ Der Beschluss wirkt sich überwiegend negativ auf das Klima aus.

Erläuterungen zum Ergebnis

Anpassung an 
den 
Klimawandel 

Wie wirkt sich der Beschluss 
bzgl. der Flächen(neu)-
versiegelung aus? 

Energie 
Wie wirkt sich der Beschluss 
bzgl. des Ausbaus 
Erneuerbarer Energien aus? 

Wird durch den 
Beschluss Energie 
gespart?

Positiv Neutral Negativ Erläuterungen 
zur Bewertung 

Nach dem Ausfüllen bitte zusätzlich zur Allris-Einstellung an klimacheck@oberhausen.de 
senden. 

Stufe 4: Prüfung der Auswirkungen auf das Klima für Vorhaben der Bauleitplanung 

Falls Vorhaben die Bauleitplanung betreffen, erfolgt Stufe 4. Dabei können in Abhängigkeit 
zum Beschluss bis zu drei Listen genutzt werden. Die Prüfung erfolgt einerseits über die 
Einschätzung einzelner Ausprägungen und andererseits über die Bewertung der 
Indikatoren. Als Bewertungssystem können dafür Plus-, Neutral- und Minuspunkte vergeben 
werden.  

Durch den Beschluss können Schüler:innen deutschlandweit kostengünstig den ÖPNV nutzen 
und müssen nicht auf andere Verkehrsmittel zurückgreifen. 

Die Stadt Oberhausen schafft durch das Deutschlandticket einen Anreiz für Schüler:innen zur 
Nutzung des ÖPNVs als klimafreundliches Verkehrsmittel. 
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